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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- 
ſammlungsrechte. 
Von Dr. Carl Hugelmann. 
III. 
Die Oeffentlichkeit des Vereinslebens 
(Schluß). 

Von den öffentlichen Verſammlungen abgeſehen regelt das Ver— 
einsgeſetz die öffentliche Wirkſamkeit der Vereine noch in einigen 
anderen Beziehungen. 

Bei politiſchen Vereinen iſt das Tragen von Vereinsabzeichen 
unterſagt ($ 34), von keinem Vereine dürfen Beſchlüſſe gefaßt oder 


Erläſſe ausgefertigt werden, welche dem Sttafgeſetze zuwiderlaufen, 
oder durch welche er ſich nach Inhalt oder Form in einem Zweige 


der Geſetzgebung oder Executivgewalt eine Autorität anmaßt (§ 20), 


Petitionen oder Adreſſen, welche von Vereinen ausgehen, dürfen von 


nicht mehr als zehn Perſonen überbracht werden (§ 23). 

In allen dieſen Punkten iſt zwar zunächſt nur von Beſchrän⸗ 
kungen die Rede, es wird aber aus ihnen der Spielraum klar, wel 
cher der erlaubten Agitation und Demonſtration offen ſteht. 


Das öffentliche Tragen von Abzeichen in anderen Farben als 
in jenen des Landes, dem der Träger als Unterthan angehörte, war 


bekanntlich durch den Bundesbeſchluß vom 5. Juli 1832 unterſagt 
und, da dieſer Beſchluß, nicht aber der ſämmtliche Ausnahmegeſetze 
aufhebende vom 2. April 1848 in Oeſterreich publicirt worden, ſo 
ſtand er bis zur Erlaſſung des Vereinsgeſetzes von 1849 in unge⸗ 


ſtörter Rechtskraft. Durch dieſes wurde ($ 5) in Bezug auf die po⸗ 
litiſchen Vereine „das Tragen von Vereinszeichen unterſagt“ und 


(§ 23) über jeden, „der das Abzeichen eines politiſchen Vereins an 
ſich trägt“, eine Strafe bis 20 fl. C. M. verhängt. Das Vereins⸗ 
geſetz von 1867 iſt in feiner Faſſung allgemeiner, es ſpricht in ſei⸗ 
nem zweiten Abſchnitte, der von den politiſchen Vereinen handelt, 
einfach aus: „Das Tragen von Vereinsabzeichen iſt unterſagt“. Wir 


folgern hieraus, daß im Gegenſatze zu dem Vereinsrechte von 1849 
nicht nur einzelnen Perſonen das Tragen von Abzeichen politiſcher 
Vereine, ſondern dieſen ſelbſt das Führen eines ſolchen (Fahne, 
Wappen u. dergl.) verwehrt ſei. Es wäre ſonach eine Verſchärfung 
des Verbots eingetreten, gerade ſo, wie jener Bundesbeſchluß von 
1832 in ſo fern milder war, als er nur das öffentliche Tragen 
der Abzeichen verpönte, und zwar nur jenes von Abzeichen beſtimm⸗ 
ter Art, nämlich von Bändern, Cocarden u. dergl. in anderen als 
den Landesfarben. Um ein Farbenverbot hatte es ſich damals gehan— 
delt, auf beſtimmte, leicht zu errathende Farben war es abgeſehen, 
jetzt ſoll hingegen den politiſchen Vereinen der Beſitz von äußeren 
mas und Gemeinſchaftszeichen unmöglich gemacht werden, 
was immer für eine Form dieſelben auch haben mögen. 

| Dieter abſoluten Verneinung des Rechts auf Abzeichen für die 
politichen Vereine entſpricht nothwendiger Weile die eben ſo entſchie⸗ 
dene Bejahung desſelben für die nicht-politiſche Gruppe, nur geht aus 
den vom Vereinsgeſetze feſtgeſtellten Normativbeſtimmungen der Ver⸗ 
einsſtatuten hervor, daß dort, wo Vereinsabzeichen in der Art einge- 
führt ſind, daß das Tragen derſelben zu den Rechten oder Pflichten 
der Vereinsglieder gehört, eine ſtatutariſche Feſtſetzung vorliegen muß. 
Ohne eine ſolche ſtünde das Tragen von Abzeichen vollkommen ſchutz— 
los da, es würde dann dieſelbe Norm Anwendung finden, wie, wenn 
Abzeichen irgend welcher Art außerhalb des Vereinslebens auftauchen. 
Die nicht⸗politiſchen Vereine find ſomit allerdings in der Lage, das 
Recht der Demonſtration in äußeren Emblemen der Behörde gegen— 
über zu wahren, damit iſt aber die Frage nicht entſchieden, ob im 
Falle der ſtatutariſchen Firirung eines ſolchen Wahrzeichens auch das 
Recht auf Schutz gegen unbefugte Anmaßung desſelben gewonnen t. 
Gegen die Verhöhnung der Vereinsabzeichen könnte das Strafgefeg 
unter Umſtänden ausreichen, in ſo fern ſich nämlich der Thatbeſtand einer 
Ehrenbeleidigung conſtruiren ließe, die Benützung des Vereins⸗ 
emblems durch einen Fremden wird aber für ſich allein nicht wie 
ein Eingriff in ein Privilegium behandelt werden können, ſondern 
den Behörden nur dann eine Handhabe zum Einſchreiten geben, 
wenn öffentliche Rückſichten das Tragen des fraglichen Abzeichens 
durch Nicht⸗Vereinsmitglieder unſtatthaft erſcheinen laſſen. 

Was das Verbot des § 20 betrifft (wir nehmen im Folgenden 
beſonders auf den zweiten Theil desſelben Rückſicht), ſo findet es 
ſich in ähnlicher Weiſe zunächſt in dem öſterreichiſchen Vereinsgeſetze 
von 1849, ſodann, wenn auch in anderer Faſſung, doch, wie wir 
glauben, dem Weſen nach mehrfach in der ausländiſchen Geſetzgebung ). 


) Oeſt. V. Geſetz von 1849, § 6: „Jene politiſchen Vereine, welche den 
| Anordnungen des Strafgeſetzes zuwiderlaufen, oder welche ſich in irgend einem 
Zweige der Geſeßgebungs⸗ oder Executivgewalt in was immer für einer Abſicht 
eine Autorität anmaßen, ſind unterſagt und ſollen, inſofern ſie beſtehen, geſchloſſen 
werden.“ — Baier. Geſetz vom 26. Februar 1850, Art. 18: „Den polttiſchen 
Vereinen iſt unterſagt, Beſchlüſſe in der Form von Geſetzen, Verordnungen, 
Rechtsſprüchen oder anderen Erlaſſen der öffentlichen Behörden zu faſſen.“ — 
Sächſ. Geſetz vom 22. November 1850, § 14, (Abſatz 2): „Ebenſo iſt ihnen“ 
| ®. i, den Verſammlungen, und zwar nach unſerer Auffaſſung von dem Zuſammen⸗ 


Dem Vereinsgeſetze von 1867 eigenthümlich iſt vor allem 
anderen die Ausdehnung dieſes Verbotes auf beide Kategorien der 
Vereine, die politiſchen ſowohl als die nicht-politiſchen. Es geht 
daraus hervor, daß nicht eine politiſche Thätigkeit, eine Thätigkeit 
„in einem Zweige der Geſetzgebung oder Executivgewalt“ überhaupt 
das Object dieſes Verbotes bilden könne, ſondern nur eine beſtimmte 
Art derſelben. Wenn nicht⸗-politiſche Vereine „in einem Zweige der 
Geſetzgebung oder Executivgewalt“ fi bethätigen, fo werden für 
dieſe Ueberſchreitung des urſprünglichen Wirkungskreiſes die SS 21 
und 35 V. G. maßgebend ſein; eine Uebertretung des § 20 kann 
darin allein nicht liegen, da bei einer ſolchen Auffaſſung dieſes 
alle Vereine gleichmäßig umfaſſenden Verbots lediglich den nicht-politiſchen 
Vereinen etwas verwehrt würde, was den politiſchen doch nicht verwehrt 
werden könnte. 


In dem „Anmaßen einer Autorität“ muß das Schwer— 
gewicht liegen, nur eine „nach Inhalt oder Form“ beſonders quali— 
fieirte Thätigkeit in einem Zweige der Geſetzgebung oder Executiv⸗ 
gewalt kann die Strafbarkeit begründen. Es kann ſich daher auch 
nicht darum handeln, eine beſonders energiſche, beſonders laute oder nach— 
drückliche Agitation zu unterdrücken; mag dieſelbe noch ſo groß ſein, der 
Verein durch ſeine Organiſation und Macht ſeinen Beſchlüſſen eine 
noch ſo weitgehende Autorität verſchaffen, die Strafbarkeit beginnt 
erſt dann, wenn zu der eigenen Autorität eine fremde entlehnt, und 
zwar jene eines der ordnungsmäßigen Träger der Geſetzgebungs- oder 
Executivgewalt angemaßt werden ſoll.“) Nach dem öſterreichiſchen 
Recht, ſowie nach den citirten ausländiſchen geſetzlichen Beſtimmungen 
iſt lediglich den öffentlichen Behörden Schutz geſchaffen gegen die Uſurpi⸗ 
rung ihrer Rechte durch private Corporationen und den Vereinen verwehrt, 
ſich mit dem Scheine einer öffentlichen Autorität zu umgeben; der 
Unterſchied liegt nur darin, daß im baieriſchen, badiſchen und ſäch— 
ſiſchen Geſetze die Anmaßung einer Autorität nur in der Form der 
Vereinsbeſchlüſſe erwartet wird, während nach öſterreichiſchem Rechte 
eine ſolche auch nach dem Inhalte der bezüglichen Beſchlüſſe oder 
Erläſſe möglich fein ſoll.“) 

Daß in dem § 20 eine äußerſt wirkſame Handhabe, zu⸗ 
mal gegen Reſolutionen politiſcher Vereine, gegeben iſt, liegt ſehr 
nahe. Wir glauben zwar nicht, daß die Entſcheidung des Miniſte⸗ 
riums des Innern vom 12. December 1868, 3. 18.100, das Rich⸗ 
tige getroffen ***), daß es nämlich der politiſchen Behörde nur zu— 
komme, bezüglich ſolcher Vereinsbeſchlüſſe einzuſchreiten, welche gegen 
die Vorſchrift des § 20 verſtoßen, zur Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten über die ſtatutenmäßige Giltigkeit von Vereinsbeſchlüſſen hin⸗ 
gegen die politiſche Behörde niemals competent ſei, ſondern ſind viel⸗ 
mehr der Anſicht, daß die §8§ 21 und 22, welche dem Abgeordneten 
der politiſchen Behörde, beziehungsweiſe dieſer ſelbſt das Recht der 
Schließung einer Vereinsverſammlung und der Auflöſung eines Ver⸗ 
eines im Falle der Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungs- 


hange des Geſetzes ſowohl Volks- als Vereinsverſommlungen) „unterſagt, Beſchlüſſe 
in der Form von Geſetzen, Verordnungen Entſcheidungen oder Kundmachungen 
öffentlicher Behörden zu faſſen und bekannt zu machen.“ — Bad. Geſetz vom 
14. Februar 1851, § 6 (Abſatz 2): „Auch iſt ihnen“ (d. i. den politiſchen 
Vereinen) „unterſagt, Beſchlüſſe in der Form von Geſetzen, Verordnungen, 
Rechtsſprüchen oder anderen Erlaſſen der öffentlichen Behörden zu faſſen.“ 


*) Das Vereinsgeſetz von 1867 hat die Faſfung von 1849 „Geſetzgebungs⸗ 
oder Erecutivgewalt in „Geſetzgebung eder Executivgewalt“ umgeändert, ob aber 
dieſe Correctur apſichtlich erfolgte, laſſen wir dahin geſtellt. Die Faſſung von 1849 
iſt jedenfalls die bündigere und daß in ihr der oben ausgeführte Gedanke nieder⸗ 
gelegt werden ſollte, erhellt aus folgendem Abſatze des citirten Motivenberichtes: 
„Unterſagt find nur jene“ (d. h. Vereine) „welche den Strafgeſetzen zuwiderlaufen 
oder ſich in irgend einem Zweige der Geſetzgebungs- oder Executivgewalt eine 
Autorität anmaßen (§ 6). Es liegt in der Natur dieſer Gewalten, daß ſie nicht zer⸗ 
ſplittert, nicht durch entgegenwirkende Gewalten gelähmt ſein können, daß nicht 
im Staate ein Staat ſich bilde und ſtörend in die Verwaltung eingreiſe. Be⸗ 
ſprechung, Beurtheilung, Tadel der Regierungsmaßregeln, Vorſchläge zu Aende⸗ 
rungen im geſetzlichen Wege, Petitionen u. ſ. w. find weſentlich unterſchieden von 
Anordnungen und Erläſſen, welche unter der Maske einer nicht beſtehenden Au⸗ 
torität die Unbefungenen verwirren und als Aftergeſetze den gefährlichſten, weil 
ſcheinbar motivirten, Widerſtand gegen das wahre Geſetz organiſiren. Solche 
Schritte, welche eigentlich den geſetzgebenden Körpern Hohn ſprechen, können nie 
geduldet werden“ u. ſ. w. 

) Ausdrücklich iſt dies allerdings nur in dem Vereiusgeſetze von 1867 
ausgeſprochen. 

%) Vergl. Zeitſchrift, 1869, Nr 20. 
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kreiſes einräumen, genügen, um die Aufgabe der politiſchen Behörde, 
nämlich die Wahrnehmung der öffentlichen Rückſichten, allen Vereins⸗ 
beſchlüſſen gegenüber klarzuſtellen; das Eine iſt aber unbeſtreitbar, 
daß dieſe öffentlichen Rückſichten ſich nach der Natur der Sache und 
nach dem Wortlaute des Vereinsgeſetzes am zwingendſten geltend machen 
müſſen, wenn es einen Widerſpruch zwiſchen den Vereinsbeſchlüſſen 
einerſeits und dem Strafgeſetze oder dem privaten, eine jede öffentliche 
Autorität ausſchließenden Charakter eines Vereines andererſeits zu 
verhindern oder zu beheben gilt. 


In welcher Weiſe die politiſchen Behörden den zweiten Theil 
des § 20 interpretirt haben, worin nach ihrer Anſicht die unbefugte 
Anmaßung einer Autorität gelegen iſt, können wir aus den uns zu— 
gänglichen Quellen nicht ermitteln, nicht minder iſt uns aber auch 
der Standpunkt der Strafgerichte in dieſer Frage nicht vollkommen 
klar geworden. Die uns bekannten Fälle der Anwendung des § 20 
betreffen faſt ſämmtlich Zuſtimmungstelegramme von Seite nicht-po- 
litiſcher Vereine zu der böhmiſchen Declaration, dieſen Fällen ſtehen 
aber erſtens andere ganz gleicher Art gegenüber, in welchen lediglich 
die Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes nach § 21 
geahndet wurde, und dort, wo der $ 20, jet es allein oder in Verbindung 
mit § 21, zur Anwendung gelangte, iſt uns aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen nicht erſichtlich geworden, ob die Zuſtimmungserklärung zur 
Declaration einen Widerſpruch mit dem Strafgeſetze oder die unbe— 
fugte Anmaßung einer Autorität begründen ſollte. So ſtützt ſich z. B. 
das vom oberſten Gerichtshofe aus den Gründen des Obergerichtes 
beſtät igte Urtheil des Oberlandesgerichtes Prag vom 5. October 1868, 
3. 30.850, dem ein erſtrichterliches Erkenntniß nach $ 20 V. G. 
zu Grunde lag, darauf, daß das Telegramm, in welchem den tapferen 
Landtagsabgeordneten der Czechen für ihre ausdauernde Inſchutznahme 
der Rechte der böhmiſchen Krone ein donnerndes Hoch gebracht wurde, 
„ſich auf einem Gebiete ergehe, deſſen Betretung den nicht⸗politiſchen 
Vereinen nicht zuſtehe, und daß mit dieſem Telegramme offenbar der 
Zweck verfolgt wurde, das Auftreten der czechiſchen Landtagsabge— 
ordneten gegen die Verfaſſung und Regierung, wider welches nur 
wegen der den Abgeordneten zu Statten kommenden Immunität 
in der Richtung des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe 
nicht vorgegangen werden kann, gutzuheißen, und die Gutheißung 
dieſer außer dem Rahmen der Verfaſſung gelegenen aufreizenden 
Kundgebung unter die Sanction jenes Geſetzes falle“, es iſt ſomit 
die Ausdehnung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes auf das 
politiſche Gebiet als unbefugte Anmaßung einer Autorität beur⸗ 
theilt und die Gutheißung einer ungeſetzlichen Handlung nach 
dem Vereinsgeſetz und nicht nach dem Strafgeſetz (§ 305) beurtheilt *). 
Eine in anderer Hinſicht bemerkenswerthe Entſcheidung iſt die des 
oberſten Gerichtshofes vom 9. Februar 1870, 3. 1351, in deren 
Gründen die Reſolution, „daß auf die Beſeitigung der §§ 479 und 
481 St. G. (d. i. des Caalitionsverbotes) hinzuwirken ſei“, als 
Verſtoß gegen § 20 V. G. bezeichnet wird. Das Uebergreifen auf 
das politiſche Gebiet von Seite eines nicht-politiſchen Arbeitervereines 
ift, hievon abgeſehen, in dieſem Erkenntniß ſchon getroffen, es muß 
daher in dem Verlangen nach einer Abänderung des Strafgeſetzes au 
ſich ein dem Vereine nicht geſtatteter Widerſpruch mit dem Strafge- 
ſetze erblickt worden ſein. Nach alledem iſt das Bedürfniß, zu einer 
klareren Faſſung des § 20 zu gelangen, wohl zweifellos. 


Wir kommen nun zu der letzten der angedeuteten Beſchränkungen, 
jener des Petitions- und Adreſſenrechts. Daß in derſelben eine ſpe— 
eifiſch vereinsrechtliche Beſtimmung nicht vorliegt, geht ſchon daraus 
hervor, daß ſie in dem Geſetze über das Verſammlungsrecht (§ 10) 
vollinhaltlich wiederkehrt, ihrem ganzen Weſen nach iſt ſie nichts als 
eine die Ausübung des Petitions⸗ und Adreſſenrechts regelnde poli- 
zeiliche Norm. Sie trifft beide Vereinskategorien, jene der politiſchen 
und jene der nicht-politiſchen, in gleicher Weiſe, es iſt aber klar, daß 
nur jene Vereine leicht in die Verſuchung einer Maſſendeputation 
kommen würden, die mit Verſammlungen häufig operiren, und das 
ſind eben die politiſchen Vereine. Hiemit ſtimmt es vollkommen 
überein, daß die deutſchen Geſetze, welche dieſe Frage regeln, jene 
Badens, Baierns und Sachſens, die in Rede ſtehende Beſtimmung 


) Vergl. Gerichtshalle, 1868, S. 433. 


zunächſt bezüglich der Volksverſammlungen aufgenommen haben; 
das baieriſche Geſetz hat fie von dieſen auf die politiſchen Vereine 
und nur das ſächſiſche gleich dem öſterreichiſchen von 1849 und 1867 
auf die Vereine im Allgemeinen übertragen *). 

Wer durch dieſes Verbot vor Terroriſtrung geſchützt werden 
ſoll, iſt in dem Vereinsgeſetze von 1867 ebenſowenig als in den 
eben citirten verſchiedenen Geſetzen ausdrücklich feſtgeſtellt. Wenn man 
auch annehmen wollte, daß von „Petitionen“ nur öffentlichen Auto⸗ 
ritäten gegenüber die Rede ſein könne, ſo trifft dies bei „Adreſſen“ 
keineswegs zu, und es dürfte ſomit wohl das Richtige ſein, daß 
dieſer Schutz ſowohl Behörden und Vertretungskörpern (bei letzteren 
wirkt übrigens gewöhnlich auch die Geſchäftsordnung in gleicher Rich— 
tung) als Privaten zuzuerkennen iſt. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Nichtbeachtung von Einwendungen wider die Nichtigkeit des Ju: 
haltes von Standesregiſtern im Heimatsverfahren. 


Franz P. iſt laut Taufſcheines am 6. Juni 1858 in L. gebo⸗ 
ren und ein ehelicher Sohn des Franz P., Fabriksarbeiters in L., 
und der Anna, gebornen T., welche Letzteren am 15. Februar 1858 
laut Trauungsſcheines getraut worden ſind. Der Maſchinenſchloſſer 
Franz P. sen., welcher, wie die Gemeinde R. anerkannte, nach R. 
heimatberechtigt iſt und von dieſer Gemeinde einen Heimatſchein er- 
halten hat, ſagte bei ſeiner Einvernehmung am 24. Mai 1873 aus, 
daß er im Jahre 1858 Anna T. geheiratet habe, welche ihm, ohne 
daß er vor der Verehelichung ihr fleiſchlich beigewohnt hatte, 21 Wo⸗ 
chen nach der Trauung den blinden Knaben Namens Franz geboren 
hat. Die bereits verſtorbene Mutter habe den Erzeuger dieſes Kindes 
nicht nennen wollen und die Hebamme ohne ſein (P.'s) Wiſſen das 
Kind auf ſeinen Namen in die Taufmatrik einſchreiben laſſen. Er 
habe dieſes Kind nie als ſein leibliches anerkannt, dasſelbe nur aus 
Barmherzigkeit bei ſich geduldet und erzogen; deffen Vater ſei ein 
anſehnlicher und reicher Herr in L., welcher auch Alimentation gelei⸗ 
ſtet habe. Er könne Franz P. jun. nicht als legitim anerkennen; 
derſelbe ſei nur fälſchlich auf feinen Namen in das Taufbuch einge⸗ 
tragen und folge als außerehelicher Sohn der früheren Zuſtändigkeit 
ſeiner Mutter nach L. 


Die Gemeinde R. verweigerte mit Rückſicht auf dieſe Ausſage 
die Anerkennung des Franz P. jun. als in R. heimatberechtigt mit 
dem Bemerken, daß er nach L. gehöre, wo ſeine Mutter zuſtän⸗ 
dig war. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in K., wohin die Gemeinde R. 
gehört, ſchloß ſich der Anſicht dieſer Gemeinde an. Die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſt in L. dagegen erklärte, daß, nachdem Franz P. jun. als 
ehelicher Sohn des Franz P. sen. immatriculirt erſcheint und ſomit 
der Zuſtändigkeit ſeines Vaters folgt, deſſen Zuſtändigkeit in L. nicht 
anerkannt werden könne. Die Bezirkshauptmannſchaft in K. legte den 
Act im Grunde des § 40 des Heim.-Geſ. der Statthalterei zur Ent⸗ 
ſcheidung vor. 


Die Statthalterei hat Franz P. jun. in R. heimatberechtigt 
erkannt, weil Franz P. sen. unbeſtrittenermaßen in R. heimatbe⸗ 
rechtigt iſt und der Heimatwerber dem Heimatrechte desſelben folgt, 
indem der Heimatwerber laut Taufmatrik der eheliche Sohn des⸗ 
ſelben iſt. Die Behauptung des Franz P. sen. daß der Heimat⸗ 
werber nicht fein Sohn jet, könne für die Entſcheidung nicht in Be⸗ 


). Bad. Geſet, J 21: „Den Verſammlungen iſt nicht geſtattet, Adreſſen 
oder Petitionen in Maſſe zu überbringen eder durch Abordnung von mehr als 
zehn Perſonen zu überſenden “. — Baier. Geſetz, Art. 6, dem bad. Geſetz wörtlich 
gleichlautend. — Sächſ. Geſetz, 9 14: „Verſammlungen“ (vergl. das oben zu 
Abſatz 2 von § 14 Geſagte) „iſt nicht geſtattet, Adreſſen oder Petitionen in 
Maſſe oder durch Abordnung von mehr als zehn Perſonen zu überbringen.“ — 
Oeft. Geſetz von 1549, § 36: „Bitten und Beſchwerden, welche von Vereinen 
oder Volksverſammlungen ausgehen, dürfen nur durch eine Deputation von höch⸗ 
ſtens zehn Mitgliedern überbracht werden.“ : 
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tracht gezogen werden; es müßte vielmehr vorerſt im gerichtlichen 
Wege dieſer Umſtand feſtgeſetzt ſein, bevor er zur Grundlage der 
Statthalterei⸗Entſcheidung genommen werden konnte; es ſei aber nicht 
Sache der Adminiſtrativbehörden, dieſes gerichtliche Verfahren zur 
Einleitung zu bringen. 


Gegen dieſe Entſcheidung ergriff das Bürgermeiſteramt in R. 
den Miniſterialrecurs, in welchem darauf hingewieſen wird, daß, da 
Franz P. jun. nicht der Sohn des Franz P. sen. ſei und ohne Wiſſen 
des Letzteren in die Taufmatrik als ſein ehelicher Sohn irrthümlich 
eingetragen wurde, dieſer Irrthum nicht zum Nachtheile einer dritten 
Perſon ausgelegt werden könne, was der Fall wäre, wenn auf Grund 
dieſer unrichtigen Eintragung das Heimatrecht des Kindes nach R. 
anerkannt würde. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 26. Juni 1875, 
Z. 7288 den Recurs des Bürgermeiſteramtes in R. aus nachſtehenden 
Gründen zurückgewieſen: „Der am 6. Juni 1858 in L. geborene 
Franz P. iſt laut Auszuges aus der Taufmatrik ein ehelicher Sohn 
des Franz P., Fabriksarbeiters aus L., und der Anna, gebornen T., 
welche beide Letztgenannten laut Auszuges aus der Trauungsmatrik 
am 15. Februar 1858 getraut worden ſind. Gegenüber dieſen Ma⸗ 
trikeneintragungen kann die einfache Behauptung des Fabriksarbeiters 
Franz P., daß Franz P. jun. nicht ſein Sohn ſei und ohne ſein 
Wiſſen als ſein ehelicher Sohn in die Taufmatrik eingetragen wurde, 
dem Franz P. jun. die Eigenſchaft eines ehelichen Sohnes nicht ent— 
ziehen, nachdem Franz P. sen. es unterlaſſen hat, im Sinne des 
156 a. b. G. B. durch gerichtlichen Widerſpruch der Vaterſchaft 
ein civilgerichtliches Urtheil, daß Franz P. jun. nicht ſein Sohn ſei, 
zu erwirken. Es muß ſomit Franz P. jun. als ehelicher Sohn des 
Fabriksarbeiters Franz P. sen. behandelt werden und hat im Grunde 
des § 6 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863, Nr. 105 R. 
G. Bl., dem von der Gemeinde P. anerkannten Heimatrechte ſeines 
Vaters nach R. zu folgen.“ 


Competenz zur Ertheilung des Befugniſſes und Bedingungen zum 
Mineralwaſſer⸗Verſchleiße. 


Dr. E. H. Fr. hat bei der Bezirkshauptmannſchaft P. unter 
Beigabe der Analyſe über einen neu erbohrten Säuerling die Er⸗ 
richtung einer Füll- und Verſchleißanſtalt für dieſen Säuerling zur 
Erlangung der Gewerbsberechtigung und zur Beſteuerung angemeldet. 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Eingabe mit der Moti⸗ 
virung, daß ſie in den zu Gebote ſtehenden Geſetzſammlungen keine 
Beſtimmung darüber finde, welcher Behörde die Ertheilung des Be— 
fugniſſes zum Mineralwaſſer⸗Verſchleiße zuſteht, welcher gemäß Ar⸗ 
tikel V, lit. g. des Einführungspatentes zur Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 nicht nach letzterer, ſondern nach den beſonderen 
darüber beſtehenden Vorſchriften zu beurtheilen iſt, über welche weder 
das Statut über die Einrichtung und Amtswirkſamkeit der politiſchen 
Behörden vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10, noch die 
Organiſirungen des öffentlichen Sanitätsdienſtes vom 1. October 
1850, R. G. Bl. Nr. 376, und 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
Andeutungen enthalten, der Statthalterei in Graz mit dem Antrage 
vorgelegt, die gebetene Befugniß zu ertheilen, oder wenn die Er 
teilung der politiſchen Behoͤrde erſter Inſtanz zuſtehen ſollte, den 
Act an dieſe zurückzuleiten. 

Hierüber hat die Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 7. Mai 
1875, 3. 6032, nachſtehende Erledigung hinausgegeben: 

„Auf den Bericht über das Geſuch des Dr. E. H. F um 
Bewilligung zum Verſchleiße von Sauerwaſſer wird erinnert, daß 
dieſe von der Landesbehörde zu ertheilen ſei. Um jedoch eine ſolche 
anzubahnen, muß vor Allem durch die politiſche Behörde unter Zu- 
ziehung des k. k. Bezirksarztes commiſſionell erhoben werden, ob die 
Quelle gehörig gefaßt ſei, um reines gleichbeſtändiges Waſſer zu 
liefern; — ferner muß eine in einem autoriſirten chemiſchen Labora— 
torium angefertigte qualitative und quantitative Analyſe des Brunnens 
vorgelegt werden, zu welchem Zwecke die Schöpfung des dazu nöthigen 
Waffers, beziehungsweiſe die Füllung der entſprechenden Gefäße unter 
Intervenirung der politiſchen Behörde und unter Anfügung des 


Amtsſiegels ftattzufinden hat; — endlich iſt dann die Größe und 
Form der zum Verſchleiße beſtimmten Gefäße, die Art der Füllung 
und der Verkorkung, ſowie die Bezeichnung des Waſſers hieher bes 
kannt zu geben. Erſt, wenn alle dieſe Bedingungen erfüllt ſind, kann 
die Schlußfaſſung über die zu ertheilende Bewilligung erfolgen. 
Sämmtliche Koſten, welche bei dieſen Amtshandlungen anerlaufen, 
hat die Partei zu tragen.“ 

Dem vom Dr. E H. F. gegen dieſe Statthaltereientſcheidung 
eingebrachten Recurſe hat das k. k. Miniſterium des Innern mit dem 
Erlaſſe vom 1. Auguſt 1875, 3. 11.118 keine Folge gegeben. 

J. 


Notiz. 


(Zur Reform des bſterreichiſchen Polizeiſtrafrechtes.) Zu 
dieſer Frage leſen wir in Lienbacher's Zeitſchrift „Oeffentliche Sicherheit“ 
Nachſtehendes: 

„Nach einem mächtigen Anlaufe, das geſammte Polizeiſtrafrecht zu re— 
formiren, u. z. ſowohl das materielle wie das formelle, iſt es hiemit wieder ziemlich 
ruhig geworden. Die vom Herausgeber dieſer Zeitſchrift in hohem Auftrage ver- 
faßten und nach den Beſchlüſſen einer zweimaligen Leſung der miniſteriellen 
Commiſſion, in der die meiſten Miniſterien vertreten waren, redigirten Entwürfe 
eines Strafgeſetzes über Polizeiübertretungen und eines Geſetzes über das Ver— 
fahren in Polizeiſtraſſachen waren bereits im Jahre 1870 daran, in den Reicherath 
eingebracht zu werden. Seither iſt ein halbes Decennium abgelaufen, ohne daß 
dieſe Geſeßentwürfe zur parlamentariſchen Behandlung gelangten. Wie dringend 
nothwendig eine gründliche Reform des Polizeiſtrafrechtes, insbeſondere aber des 
Verfahrens in Polizeiſtrafſachen iſt, haben wir in früheren Jahrgängen dieſer 
Zeitſchrift eingehend dargelegt. 

Indeß finden wir in dem von der Regierung dem Abgeordnetenhauſe in 
der letzten Seffion vorgelegten Entwurfe eines neuen Strafgeſetzes über Ber» 
brechen, Vergehen und Uebertretungen, und zwar im dritten Theile desſelben, 
der von den Uebertretungen handelt und die $$ 390 bis 514 umfaßt, einen 
großen Theil des obigen, 168 Paragraphe umfaſſenden Entwurfes eins ſelbſt⸗ 
ſtändigen Polizeiſtrafgeſetzes ans dem Jahre 1870, theils wörtlich gleichlautend, 
theils mit einigen Modificationen aufgenommen. Noch dringender als das materielle 
Poltzeiſtrafrecht bedarf aber das Verfahren in Polizeiſtrafſachen einer durchgrei— 
fenden Reform und jo viel wir bören iſt auch in dieſer Beziehung der ſeit dem 
Jahre 1870 vorliegende Entwurf Gegenſtand neuer miniſterieller Berathungen 
geworden, Es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß beide Entwürfe, ſowohl der über 
die Polizeiübertretungen als auch der über das Verfahren in Polizeiftrafiachen, 
einiger Aenderung unterzogen werden mußten, da ſeit dem Jahre 1870 nicht 
bloß eine neue Strafproceßordnung ins Leben getreten, ſondern auch ein ganz neuer 
Entwurf eines allgemeinen Strafgeſetzes im Reichsrathe eingebracht worden iſt. 
Die Verſchiedenheit der Competenz, der Mangel an befähigten Polizeirichtern in 
den Gemeinden (mit Ausnahme mancher ſtädtiſchen), der große Umfang der 
politiſchen Bezirke, die Mannigfaltigkeit der Verfahrensarten, die Unkenntniß der 
neuen Strafproceßordnung und ihrer Praxis ſowie die Norm, diefelbe auch in 
der Polizeiſtrafrechtspflege als Norm gelten zu laſſen, ſoweit nicht die ſpeciellen 
Geſetze und Verordnungen abweichende Beſtimmungen enthalten, die Nothwendigkeit 
der Prüfung der Giltigkeit der vielen zum Theil alten und ſehr alten Verord— 
nungen durch einen unabhängigen Richter u. ſ. w. u. |. w. laſſen die Ueber⸗ 
tragung der Polizeiſtrafgerichtsbarkeit an die Bezirksgerichte als nothwendig und 
dringend erſckeinen. Nur wenn dieſe Uebertragung erfolgt und zugleich die ge— 
richtliche Polizei für alle Strafſachen organiſirt ſein wird, ſtebt zu erwarten, daß 
Geſez e und Verordnungen auch in Oeſterreich kein todter Buchſtabe mehr bleiben, 
ſondern volles Leben gewinnen und der wohlthätigen Abſicht der Geſetzgebung 
entſprechen werden. 

Den üblichen Einwendungen, welche gegen die Uebertragung der Polizei— 
ſtrafgerichtsbarkeit an die Gerichte gemacht werden, können wir keine Geltung 
zuerlennen. 

So ſagt man, es ſei eine Ueberbürdung der Bezirksgerichte zu beſorgen. 
Allein von ſelbſt macht ſich die Polizeiſtrafrechtspflege auch bei den politiſchen 
Behörden nicht, ja letztere ſind offenbar mehr überbürdet als erſtere. Allen ſoll 
die Anwendung des thunlich kürzeſten Verfahrens geſtattet werdenz ein Verfahren 
von ſolcher Kürze aber, daß es auch der nothwendigen ſchützenden Formen entbehrt, 
wäre in der Hand unabhängiger Richter doch viel weniger gefährlich, als in der 
eines abhängigen. Es iſt daher auch die zweite Einwendung, daß das richterliche 
Verfahren zu formell und daher zu langwierig ſei, ganz unſtich hältig. Ueberdies 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


kann man darauf hinweiſen, daß in den Jahren 1850 — 1854 die Polizeiſtraf⸗ 
rechtspflege zum größten Theile bereits von den Bezirksgerichten beſorgt werde, 
u. zw. nach demſelben umſtändlicheren Verfahren, welches für die Uebertretungen 
des allg. Strafgeſetzes vorgezeichnet war. 

Ferner beiorgt Mancher von einer ſolchen Uebertragung eine Minderung 
der den politiſchen Behörden nöthigen Autorität. Allein auch diefe Beſorgniß 
iſt ungegründet. Man muß nicht die Zuchtruthe ſelbſt in die Hand nehmen, 
wenn man ſeine Autorität wahren will. Viel beſſer wahrt man ſie, wenn ein 
unabhängiger Dritter die Ahndung übt und ſo als Unbefangener Zeugniß für 
die Geſetzmäßigkeit der übertretenen Verordnung und für die wahre Strafbar 
keit der Uebertretung ablegt. Wäre aber in der That die Geſetzmäßigkeit der 
übertretenen Verordnung anfechtbar, dann würde die Strafgewalt in der Hand 
deſſen, der die ungiltige Verordnung erließ, zur größten Gefahr für die be— 
hördliche Autorität ſelbſt. 

Der Einwurf endlich, daß die Gerichte mit der großen Summe der be— 
ſtehenden polizeilichen Geſetze und Verordnungen nicht hinlänglich vertraut ſeien, 
kann u möglich ernſt gemeint fein, denn der Juſtizbeamte muß ſich mit allen 
Geſetzen vertraut zu machen wiſſen und wird es auch in dem Umfange der an 
ihn herantretenden Aufgabe. In unſerer Zeit aber ſollte ein ſolcher Einwand 
ſchon deßhalb nicht erhoben werden, als gegenwärtig der größere Theil der 
Polizeiſtrafrechtspflege in den Händen der Gemeindevorſteher liegt. — Wir halten 
daher die Uebertragung der Polizeiſtrafrechtspflege an die Bezirksgerichte für 
eine der dringendſten Aufgaben unſerer Geſetzgebung.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Handelsmann Albert Pick in Chicago zum 
Conſul dafelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Ferdinand Ritter v. Neu⸗ 
pauer zum Statthaltereirath in Tirol ernannt. 

Der Aderbauminifter hat den Bergbaueleven Dr. Martin Kuh in Ko— 
motau zum Adjuncten im Status der Bergbehörden ernannt und denſelben dem 
k. k. Revierbergamte in Cilli zugetheilt. 

Seine Mafeſtät haben dem Hofconcipiften des k. k. Oberſthofmarſchall⸗ 
amtes Dr. Rudolf Kubaſek das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector des Wiener Donau- Canales Wenzel 
Kanski tarfrei den Titel eines Banrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Viceconſul in Belgrad Adalbert 
Anger das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsreoidenten der Finanz⸗Direction in 
Czernowitz Wilhelm Sedelmayer taxfrei den Titel eines Rechnuagsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit der Gerenz 
Küſtendje betrauten Lloyd⸗Agenten Anton Licen 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Obercommiſſär 
Anton Kratzer anläßlich deſſen Penſionirung den 
Polizeirathes tarfrei verliehen. > 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten des Handels⸗ 
miniſteriums Moriz Daibler anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Ver— 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Hof- und Miniſterialrathe im Mini 
ſterium des kaiſerl. Hauſes und des Aeußern Joſeph Ritter v. Schwegel als 
Ritter des k. ung. Stephan⸗Ordens den Freiherrnſtand verliehen. 

Seine Majeftät haben den beiden Rechnungsrevidenten im k. k. Miniſte⸗ 
rium für Landesvertheidigung Joſeph Hampl und Joſeph Ficker tarfret den 
Titel und Charakter von Rechnungsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretät im Handelsminiſterium 
Roderich Anſchüß anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Cha- 
rakter eines Sectionsrathes verliehen. 8 

Seine Mijeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär des Handelsminiſteriums 
Dr. Karl Lind eine Miniſterial⸗Secretärsſtelle und dem Miniſterial-Viceſecretär 
daſelbſt Ludwig Wrba tarfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialſecre⸗ 
tärs verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Regierungsſeeretäre Wilhelm Doll. 
hoff und Julius Ritter Fraenzl v. Veſteneck zu Bezirkshauptmännern, dann 
die Bezirkscommiſſäre Johann Mahkot und Sofepp Dralka zu Regierungs⸗ 
ſecretären in Krain ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bauadjuncten Wenzel Schönpeck, 
Eduard Schwarz, Joſeph Koſchek und Franz Wenzel Gu ba zu Ingenieuren 
für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernann“. 


des k. und k. Conſulates in 
den Titel eines Viceconſuls 


der Wiener Polizeidirect'on 
Titel und Charakter eines 


Erledigungen. 


Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs laſſe bei der Finanzdirectien 
in Oberöſterreich, bis Ende Auguft. (Amtsbl. Nr. 176). 

Revidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei dem Rechnungsdepartemen der 
nieder⸗öſterr. Finanzlandesdirection, eventuell eine Rechnungsoffictalsſtelle in der zehn⸗ 
ten, oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, vis 5. September. 
(Amtsbl. Nr. 177). 


Für den Drack verantwortlich C. Piſtori. 


